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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Die KMU seien von der «Mediensteuer» auszunehmen, lautete der Auftrag, den Fabio
Regazzi (cvp, TI) dem Parlament mittels parlamentarischer Initiative erteilen wollte. Er
war damit der zweite Tessiner Abgeordnete, der im laufenden Jahr die Medienabgabe
für Unternehmen ab einem Jahresumsatz von CHF 500'000 ins Visier
parlamentarischer Regulierung nahm, nachdem sein Namensvetter Fabio Abate (fdp, TI;
Po. 19.3235) im März die Berechnungsgrundlage für diese infrage gestellt hatte. Bereits
bei den Revisionsarbeiten zum Radio- und Fernsehgesetz aus dem Jahr 2014, mit
welcher die Regelung ins Gesetz aufgenommen worden war, hatte sich starker
Widerstand gegen die Unternehmensabgabe geregt. Regazzi beabsichtigte eine
Änderung der Rechtsgrundlage für die Abgabepflicht für Radio und Fernsehen. Die
bisherige Regelung der Berechnung aufgrund des erzielten Jahresumsatzes empfand er
als problematisch. Als Vorschlag gab der Initiant vor, man solle nur Unternehmen mit
mehr als 250 Vollzeitarbeitsstellen als abgabepflichtig definieren, wobei Lernende aus
der Zählung auszunehmen seien. Der Initiant kritisierte die Doppelbelastung via
Privathaushalt und Firma und betonte, TV- oder Radiokonsum stünden nicht im
Aufgabenbereich von Arbeitnehmenden und seien aufgrund der Arbeitsbedingungen
häufig gar nicht möglich. Unterstützung hatte seine Initiative bereits vor der
Einreichung erhalten: 49 Ratsmitglieder aus dem rechtsbürgerlichen Lager hatten die
Initiative mitunterzeichnet. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.01.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit der an der Urne im Jahr 2015 hauchdünn angenommenen RTVG-Vorlage war auch
eine Regelung eingeführt worden, die zuvor vom Nationalrat ebenfalls nur ganz knapp
respektive mit Stichentscheid des Präsidenten gefällt worden war: Unternehmen mit
einem Jahresumsatz von CHF 500'000 oder mehr sind seit Inkrafttreten der Regelung
im Januar 2019 verpflichtet, ebenfalls eine Radio- und Fernsehabgabe zu entrichten
(ca. 30% aller Unternehmen). Die Höhe der Abgabe ist in einem sechsstufigen
Tarifsystem geregelt und übersteigt für Unternehmen mit einem Jahresumsatz von CHF
1 Mio. oder mehr diejenige für Privatpersonen deutlich. Diverse parlamentarische
Vorstösse waren seither eingereicht worden, um diese Regelung zu bekämpfen (vgl.
auch Pa.Iv. 19.411, 19.412, 19.413 und Po. 19.3235), unter ihnen auch eine
parlamentarische Initiative Regazzi (cvp, TI) mit der Forderung, KMU gänzlich von der
Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe zu befreien.
Erneut ganz knapp, nämlich mit 13 zu 12 Stimmen, stiess die Initiative auf Zustimmung in
der erstberatenden KVF-NR. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, KMU würden
zwar oftmals einen hohen Umsatz generieren und somit die Marke von CHF 500'000
überschreiten, sie würden aber häufig nur tiefe Margen ausweisen, weshalb die Abgabe
diese Unternehmen besonders stark belaste. Die starke Kommissionsminderheit
erachtete einen erneuten Systemwechsel nicht als gangbaren Weg. Damit würde der
Prozentsatz an Unternehmen, die eine Abgabe entrichten müssten, und somit auch die
durch die Abgabe erzielten Einnahmen für die SRG stark reduziert. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.02.2020
MARLÈNE GERBER

1) Pa.Iv. 19.482
2) Medienmitteilung KVF-NR vom 18.2.20
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